
 

 

 

Der Begriff der „Aufkommensneutralität“ nimmt Bezug auf die 

Einnahmenentwicklung aus der Grundsteuer insgesamt, aus der 

Perspektive der Kommune, nicht jedoch aus der individuellen Perspektive 

des jeweiligen Steuerzahlers. Dass es zu entsprechenden 

„Belastungsverschiebungen“ kommen wird, liegt im Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts begründet, welches die bisherige Systematik 

der Vorschriften zur Einheitsbewertung für die Bemessung der 

Grundsteuer für verfassungswidrig erklärt hatte. 


